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Die obengenannte Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen 

mk dem Herrn Bundesminister der Justiz wie folgt: 

1. Die Bestimmungen des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes und des 
ergänzenden Landesrechts sowie die Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuchs bieten bei ordnungsmäßiger Beobachtung eine wirk- 
same Handhabe für einen den Bedürfnissen der Heimkinder 
angepaßten Schutz. Die Ausführung des Reidisjugend Wohlfahrts- 
gesetzes liegt ausschließlich bei den Ländern. Diese üben auch 
die Aufsicht über die Landesjugendämter und die kommunalen 
Jugendämter aus. 

In Heimen auf genommene Kinder unter 14 Jahren unterliegen 
den Schutzbestimmungen für Pflegekinder in Abschnitt HI des 
Rekhsjugendwohlfahrtsgesetzes vom 9. Juli 1922 (RGBl. I S. 633) 
in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 28. August 1953 
(BGBL I S. 1035). § 29 RJWG unterstellt die Kinder in öffent- 
lichen, in caritativen und in privaten gewerblichen Heimen der 
Aufsicht des Landesjugendamts. Nach § 29 Abs. 2 Satz 2 RJWG 
ist die Regelung der Aufsichtsbefugnisse der Landesgesetzgebung 
Vorbehalten. 

In jedem Falle besteht außer dejm das Recht des örtlichen Jugend- 
amts aus § 27 RJWG, ein Kind aus dem Heim wegzunehmen, 
wenn Gefahr im Verzüge vorliegt, d. h. wenn ein weiteres Ver- 
bleiben des Kindes in diesem Heim eine unmittelbare Gefähr- 
dung seines Wohles zur Folge haben würde. 

i 

Durch den Krieg und seine Nachwirkungen hat die Zahl der 
Kinder in Familien- und Heimpflege stark zugenommen. Die 
Landesjugendbehörden haben daher Vorschläge für eine 
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übersichtlichere Gestaltung und Verbesserung des Rechts der 
Pflegekinder erörtert. Die Verhandlungen mit allen beteiligten 
Stellen sind eingeleitet, sind aber noch nicht abgeschlossen. Das 
Bundesministerium des Innern ist in diese Verhandlungen einge- 
schaltet. 

2. Die Selbständigkeit der freien caritativen Wohlfahrts verbände, 
die im Zusammenwirken mit der öffentlichen Jugendhilfe die 
Träger der Jugendwohlfahrtsarbeit sind, ist nach § 6 RJWG ein 
bewährter Grundsatz des deutschen Jugend Wohlfahrtsrechts. Die 
Verbände entscheiden frei und unbeeinflußt über die Auswahl 
und Einstellung ihrer erzieherischen und fürsorgerischen Mitarbeiter. 
Der öffentlichen Jugendhilfe ist jedoch durch die landesrechtlich 
zu regelnden Aufsichtsbefugnisse eine hinreichende Einwirkungs- 
möglichkeit gegeben. 

3. In strafrechtlicher Beziehung fällt die gewissenlose Vernachlässigung 
der Fürsorgepflicht unter § 170 d StGB. Danach wird mit 
Gefängnis bestraft, soweit die Tat nicht nach anderen Vorschriften 
mit schwererer Strafe bedroht ist, „wer das körperliche oder 
sittliche Wohl eines Kindes dadurch gefährdet, daß er in gewissen- 
loser Weise seine Fürsorge- oder Erziehungspflichten gröblich 
vernachlässigt”. Der Heimleiter kann daher strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden, wenn er die Kontrolle über 
sein Personal gewissenlos vernachlässigt. Ob die Vernachlässigung 
der Aufsichtspflicht durch die verantwortlichen Persönlichkeiten 
des Heimträgers oder der Jugendbehörde eine strafrechtliche Ver- 
antwortung begründet, hängt von den Umständen des Einzel- 
falles ab. In erster Linie wird hier die Einleitung von Disziplinar- 
maßnahmen bzw. die arbeitsrechtliche Verantwortlichkeit in 
Betracht kommen. 

Nach § 223 b StGB wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
bestraft, wer Kinder oder Jugendliche — also auch 14- bis 
1 7 jährige^ — , die seiner Fürsorge oder Obhut unterstehen oder 
von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen werden, 
quält oder roh mißhandelt. In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Zuchthaus bis zu fünf Jahren. Ein Heimleiter, der Quäle- 
reien oder Mißhandlungen eines Erziehers gegen die ihm anver- 
trauten Jugendlichen bewußt duldet, kann sich als Teilnehmer 
(Mittäter oder Gehilfe) verantwortlich machen, da er auf Grund 
seiner Stellung die Rechtspflicht zum Einschreiten hat. 

Schweren Entgleisungen kann also schon nach geltendem Recht 
strafrechtlich begegnet werden. Im Rahmen der Strafrechtsreform 
wird zu prüfen sein, ob Verschärfungen nötig sind, insbesondere 
ob die Verletzung der Fürsorgepflicht gegenüber Jugendlichen 
im Alter von über 14 Jahren in die Strafbarkeit nach § 170 d 
StGB einbezogen werden soll. 


In Vertretung 

Bleek 



